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„Anpassung an Mehrheitsgesellschaft braucht Zeit“
Zum heutigen Weltflüchtlingstag spricht DAF-Vorsitzender Gerhard Junge-Lampart über Ärgernisse und Schwierigkeiten

Bretten. Rund 70 Millionen Menschen
sind laut UNO-Flüchtlingshilfe welt-
weit Opfer von Krieg, Konflikten und
Verfolgung, die Hälfte davon sind Kin-
der. Der heutige Weltflüchtlingstag will
an diese Opfer von Flucht und Vertrei-
bung erinnern. In Bretten engagiert
sich der Internationale Freundeskreis
(DAF) für Geflüchtete und Migranten.
Über die Debatte, die zu diesem Thema
derzeit in Deutschland geführt wird,
sprach unser Redaktionsmitglied
Hansjörg Ebert mit dem DAF-Vorsit-
zenden Gerhard Junge-Lampart.

Was ärgert Sie an der aktuellen
Debatte rund um das Thema
Flüchtlinge am meisten?

Junge-Lampart: Die Behauptung, dass
über 95 Prozent der Zuwanderer gar
keine Flüchtlinge sind, sondern nur in
unser Sozialsystem einwandern wollen.
Richtig ist, dass im vergangenen Jahr
261 642 Menschen – das sind 43,4 Pro-
zent – bei uns einen Schutzstatus er-
hielten.

Bleiben 56,6 Prozent, die angeb-
lich nur die soziale Hängematte
wollen?

Junge-Lampart: Da geht bei den Be-
griffen Asylsuchende und Arbeitsmig-
ranten vieles durcheinander. Denn un-
gefähr die Hälfte der Neuzuwanderer
sind EU-Bürger. Aber wer aus einem
EU-Land nach Deutschland zur Ar-
beitssuche einreist, hat fünf Jahre lang
keinen Anspruch auf Sozialleistungen.

Gehört der Islam Ihrer Meinung
nach zu Deutschland oder nicht?

Junge-Lampart: Solche Schlagsätze
führen doch nur zu einer Phantomdis-
kussion. Da geht es gar nicht um Religi-
on, sondern um politische Schaukämp-
fe. Die große Mehrheit der Muslime – es
sind zwischen vier und fünf Millionen –
lebt geräuschlos und friedlich mitten
unter uns, arbeitet, geht zur Schule,
macht sich selbstständig oder engagiert
sich sozial. Durch Schreckensmeldun-
gen und Angstmache sehen sich diese
Menschen mit Vorurteilen konfrontiert,
die sie nicht verdient haben.

Da gibt es aber auch die Kehrseite
der Medaille!

Junge-Lampart: Die öffentliche Mei-
nung ist stark beeinflusst durch die Ne-
gativschlagzeilen über politisch radi-
kalisierte und gewaltbereite Islamisten,
denen unser Staat entschieden entge-
gentreten muss. Es wäre aber auch för-
derlich für die gegenseitige Akzeptanz,
wenn säkulare Muslime sich in der Öf-

fentlichkeit stärker vom politischen Is-
lam abgrenzen würden. Wer in unserem
Land Toleranz gegenüber seiner eige-
nen Religionsausübung erwartet, muss
diese auch anderen Religionen entge-
genbringen: den Christen, den Juden,
den nicht Gottgläubigen und auch den
Mitgliedern rivalisierender Glaubens-
bekenntnisse innerhalb des Islam.

Wie gehen Sie mit diesem Zwie-
spalt um?

Junge-Lampart: Wer Menschen immer
nur über ihre Religion definiert, grenzt
aus. Wir Deutschen täten gut daran,
Muslime nicht ständig nach Aussehen,
Kleidung und Gebräuchen zu beurtei-
len, sondern sie einfach als Mitmen-
schen zu sehen.

Die kulturellen Unterschiede der
Neuankömmlinge sind allerdings
häufig gravierend!

Junge-Lampart: Natürlich bringen sie
ihre Kultur mit, was denn sonst? Sie
haben ja nichts anderes. Auch Deut-
sche, die vor allem im 19. Jahrhundert
zu Millionen ihr Heimatland verließen,
um Armut und Not zu entkommen,
nahmen ihre Sitten und Gebräuche,

ihre Sprache und ihre Religion in die
Neue Welt mit, gründeten Siedlungen
und eigene Schulen. Mit der Zeit,
manchmal über Generationen, näher-
ten sie sich der Mehrheitsgesellschaft
immer mehr an und gingen in ihr auf.
Heute läuft das nicht anders.

In der aktuellen Erfahrung mit
Flüchtlingen stechen allerdings
die Unterschiede ins Auge!

Junge-Lampart: Für alle Einwanderer
ist am Anfang die eigene Sprache, Kul-

tur, Religion und Gemeinschaft der An-
ker der Identität und der Ort der Si-
cherheit. Einwanderer sind aber auch
keine homogene Gruppe, sondern sie
unterscheiden sich nach ihrem kultu-
rellen Ursprung, ihren Vorerfahrungen,
ihren Fluchtgründen, ihren Zielen, ih-
rem Bildungsstreben und ihrer Offen-
heit gegenüber der aufnehmenden Ge-
sellschaft. Die Annäherung und Anpas-
sung an die Mehrheitsgesellschaft
braucht Zeit.

Männer aus Afrika. Da ist es wichtig,
diese Leute aus der Isolation und Ver-
einzelung herauszuholen. Wir versu-
chen das mit interkulturellen Begeg-
nungsmöglichkeiten und suchen dane-
ben auch immer wieder Paten, die sich
mit einem bestimmten Zeitaufwand um
Einzelpersonen oder Familien küm-
mern. Daneben läuft im Verborgenen
die ganz alltägliche Arbeit der Ehren-
amtlichen weiter: Sie helfen bei der
Jobsuche, bei Bewerbungen sowie beim
Formulare ausfüllen und dabei, den
passenden Sprachkurs zu finden und
besser Deutsch zu lernen.

Ihr Schlussplädoyer zum Welt-
flüchtlingstag:

Junge-Lampart: Ein Wort von Papst
Franziskus, der in seiner Botschaft ei-
nen großzügigen Maßstab für den Um-
gang mit Fremden und Flüchtlingen
setzt, kann für Christen wie Nicht-
Christen gelten. Er erinnert an das Ge-
bot aus der Bibel, das bei der Fluchter-
fahrung des Volkes Israel ansetzt: „Der
Fremde, der sich bei euch aufhält, soll
euch wie ein Einheimischer gelten und
du sollst ihn lieben wie dich selbst,
denn ihr seid selbst Fremde in Ägypten
gewesen!“

Was kann dafür förderlich sein?

Junge-Lampart: Integrationsmotoren
sind Sprache, Arbeit, Schule. Die Ge-
schwindigkeit, mit der Integration ge-
lingt, hängt auch von gut abgestimmten
Angeboten der Gesellschaft ab und den
Menschen, denen die Zuwanderer be-
gegnen. Migranten entwickeln sich,
wenn sie erleben, dass es sich lohnt,
hier zu leben. Aber das braucht Zeit.

Wie geht es den Ehrenamtlichen,
die sich in Bretten im Netzwerk,
für Flüchtlinge im Familienzen-
trum oder im DAF engagieren?

Junge-Lampart: Der Kreis der Ehren-
amtlichen ist kleiner geworden, Er-
nüchterung ist zu spüren angesichts der
immensen Aufgabe. Der Satz „Wir
schaffen das“ ist zu wenig, die Umset-
zung schwierig. Nach meiner Überzeu-
gung gehört eine ganze Gesellschaft
dazu, die Leute hereinzuholen. Kinder
haben dabei die besten Chancen.

Wo liegen die Schwierigkeiten?

Junge-Lampart: Zu viele der Geflüch-
teten bleiben isoliert, insbesondere die
Frauen, aber auch alleinstehende junge

MULTIKULTURELLER TREFFPUNKT: Gerhard Junge-Lampart (links vorne) und Elfi Pleyer (Zweite von rechts) vom Internationalen Freundeskreis (DAF) zusammen mit zwei
Sozialpraktikanten vom Edith-Stein-Gymnasium im Café International. Foto BNN
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Alkohol und Cannabis bereiten Sorgen
Brettens Jugendschutzbeauftragter Michael Krüper berichtet im Gemeinderat über seine Arbeit

Von unserem Redaktionsmitglied
Hansjörg Ebert

Bretten. Interessante Einblicke in die
Brettener Jugendszene gewährt der Jah-
resbericht des Brettener Jugendschutz-
beauftragten Michael Krüper, den der
Brettener Gemeinderat gestern Abend
zustimmend zur Kenntnis nahm. Der
53-jährige Schwimmmeister, der mit
seiner Frau in Pfinztal lebt und zwei er-
wachsene Töchter und einen Enkel hat,
bekleidet dieses Ehrenamt seit gut ei-
nem Jahr mit großem Engagement.

„Ich bin fast täglich zwei bis drei Stun-
den in Bretten und in den Stadtteilen
unterwegs, um Jugendliche anzuspre-
chen und bei Auffälligkeiten einzugrei-
fen“, informiert Krüper. Der Konsum il-
legaler Drogen sei ihm bei seinen Rund-
gängen nicht aufgefallen, wohl aber der
übermäßige Genuss von Alkohol, insbe-
sondere beim Peter-und-Paul-Fest. Und
auch die jüngsten Testkäufe von Spiri-

tuosen in Bretten, bei denen der Jugend-
schutzbeauftragte als stiller Beobachter
dabei war, hätten Besorgniserregendes
zutage gefördert: Bei etwa einem Drittel
der Fälle hätten Jugendliche Alkoholika
kaufen können, die für junge Leute un-
ter 18 eigentlich verboten sind. Der Al-
koholkonsum von
Jugendlichen verla-
gert sich nach Ein-
schätzung von Krü-
per allerdings zuse-
hends von der Öf-
fentlichkeit ins Pri-
vate, so dass es zusehends schwieriger
werde einzugreifen.

„Meine Hauptaufgabe sehe ich in der
Suchtprävention, hier möchte ich Ju-
gendliche direkt auf die Gefahren der
Alkohol- und Spielsucht sowie des Rau-
chens hinweisen“, erklärt der Jugend-
schützer, der weiß, wovon er spricht.
Denn Krüper ist selbst trockener Alko-
holiker. Die Erfahrung, dass er selbst

beinahe an dieser Sucht gestorben wäre,
motiviert ihn, andere Gefährdete aufzu-
klären und zu sensibilisieren. Und weil
das Thema Alkohol oft auch mit Gewalt
verbunden ist, hat er eine entsprechende
Fortbildung besucht und ist mittlerweile
auch Gewaltpräventionstrainer.

Als besonders po-
sitiv bewertet Krü-
per die Offenheit,
mit der Jugendliche
ihm begegnen. „Ich
falle natürlich nicht
gleich mit der Tür

ins Haus, sondern gehe behutsam vor“,
erklärt er seine Strategie.

Zwei Beobachtungen gibt er in seinem
Bericht weiter. Zum einen fiel ihm auf,
dass das Thema Spielsucht eine große
Rolle spielt. „Es gibt Jugendliche, die
Zocken den ganzen Tag an der Playsta-
tion oder bei Glücksspielen am Handy“,
berichtet er. Suchtmittel sei eben nicht
nur der Alkohol. Zum anderen ist sein

Eindruck, dass Cannabis zusehends ein
Thema wird. „Der Konsum hat zuge-
nommen“, sagt Krüper.

In seinem ersten Jahr hat der Jugend-
schützer Kontakte zum Jugendhaus und
zur Schulsozialarbeit geknüpft und sich
mit seinem Vorgänger ausgetauscht.
Jetzt will er das Gespräch mit den
Schulleitern, den Ortsvorsteher, dem Ju-
gendgemeinderat und dem Streetworker
des IB suchen. Für seine tägliche Arbeit,
für die er eine Aufwandsentschädigung
bekommt, wünscht er sich noch ein we-
nig mehr Unterstützung von Seiten der
Stadt, insbesondere besser Infos über
Jugendveranstaltungen und ein Budget,
mit dem unter anderem auch die Eintrit-
te für Jugendveranstaltungen bestreiten
kann.

i Kontakt
Sprechstunde im Rathaus alle 14 Tage

donnerstags von 16 bis 18 Uhr sowie per
E-Mail an kuemmerer@bretten.de.

MICHAEL KRÜPER ist seit einem Jahr
Jugendschutzbeauftragter. Foto: bert

„Bauchgefühl aufgegriffen“
CDU-Landtagsabgeordneter Joachim Kößler: Parteienstreit nicht weiter befeuern

Bretten (Josh). Das Bild, das CDU und
CSU gegenwärtig im internen Macht-
kampf in Berlin um die Asylpolitik ab-
geben, findet Joachim Kößler, CDU-
Landtagsabegordneter im Wahlkreis
Bretten, für stark verbesserungsbe-
dürftig. Sicher eine milde Umschrei-
bung für die seit Tagen andauernde
scharfe Auseinandersetzung zwischen
den Schwesterparteien. „Ich halte
nichts davon, dass der Richtungsstreit
offen ausgetragen wird. Kanzlerin Mer-
kel und Innenminister Seehofer sollten
sich auf eine gemeinsame, für das Land
gute Lösung einigen“, sagt Kößler.

Die Forderung Merkels nach einer ge-
samteuropäischen Flüchtlingspolitik,

in der sich alle Mitgliedsstaaten ein-
bringen, unterstützt Kößler. „Doch
falls diese gemeinsame Linie in Europa
nicht zustande kommt, bin ich für einen
nationalen Weg.“ Einen solchen Allein-
gang ohne Absprache mit den anderen
EU-Staaten befürwortet Seehofer. Eu-
ropäische Lösung oder das Abweisen
von Migranten an der deutschen Gren-
ze: Trotz dieser beiden weit auseinan-
derliegenden Positionen sieht Kößler

eine Gemeinsamkeit: „Im Grundsatz
wollen Merkel und Seehofer das Glei-
che: Beide wollen vermeiden, dass
Flüchtlinge unkontrolliert ins Land
kommen.“

Viel sei in Berlin geredet worden, vie-
les davon sei unnötig gewesen und habe
den Konflikt und die aufgeheizte Stim-
mung nur weiter befeuert, sagt Kößler.
Konflikte mit konträren Meinungen
müssten ausgetragen werden, aber zu-

nächst in den eigenen Reihen. „Die vie-
len Meinungsäußerungen von CDU-
Abgeordneten in den Medien sind nicht
gut gewesen. Einen solchen Richtungs-
streit trägt man nicht auf dem offenen
Markt aus, sondern in Sitzungen der
CDU-Bundestagsfraktion mit Merkel.
Dort gehört diese Diskussion hin.“

Das Geschehen in der Bundes-CDU
strahlt natürlich nach Stuttgart aus,
erzählt Kößler. „Es ist auch in der

CDU-Landtagsfraktion ein Gesprächs-
thema. Ich mache dabei klar, dass ich
für eine Zurückhaltung von CDU-Ab-
geordneten aus Land und Bund bei öf-
fentlichen Äußerungen bin.“

In dem Streit zwischen CDU und CSU
erkennt Kößler das „dringende Bedürf-
nis“, die Asyl- und Immigrationsfrage
zu klären. Dies auch vor dem Hinter-
grund der vereinzelten Übergriffe von
Migranten in den vergangenen Mona-
ten, die die Bevölkerung verunsichern
würden. „Seehofer hat dieses Bauchge-
fühl vieler Menschen aufgegriffen. Er
sieht seine Aufgabe darin, das Gefühl
der Sicherheit und das Vertrauen in den
Rechtsstaat wiederherzustellen.“
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